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Vernehmlassungsverfahren 

 
Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement 

Bundesgesetz über die Verbesserung des Schutzes gewaltbetroffener Personen 
Zur Verbesserung des Schutzes von Personen vor Gewalt, Drohungen oder Nach-
stellungen (häusliche Gewalt und Stalking) bzw. vor Gewalt in Paarbeziehungen 
sollen zivil- und strafrechtlicher Gewaltschutz punktuell revidiert werden. Davon 
betroffen sind Bestimmungen im Schweizerischen Zivilgesetzbuch (ZGB), in der 
Schweizerischen Zivilprozessordnung (ZPO), im Schweizerischen Strafgesetzbuch 
(StGB) und im Militärstrafgesetz (MStG). Im Bereich des Zivilrechts werden vorge-
schlagen: eine verbesserte Weiterbildung von Personen, die in den Kantonen mit 
dem Schutz von Opfern betraut sind, die Möglichkeit der Anordnung von «electro-
nic monitoring» von potenziell gewalttätigen Personen zur Durchsetzung eines vom 
Zivilgericht angeordneten Annäherungs-, Orts- oder Kontaktverbots, die Mitteilung 
von Gewaltschutzentscheiden des Zivilgerichts an andere Behörden bzw. Stellen 
sowie zivilprozessuale Erleichterungen. Im Strafrecht soll die Strafverfolgungsbe-
hörde beim Entscheid über die Sistierung, Wiederanhandnahme oder Einstellung 
eines Strafverfahrens bei Gewalt in Paarbeziehungen weitere Umstände würdigen 
können. Es soll dabei nicht mehr alleine auf den Willen des Opfers ankommen. Bei 
Verdacht auf wiederholte Gewalt soll eine Sistierung nicht mehr zulässig sein. 
Zudem soll das Opfer vor der definitiven Einstellung des Verfahrens nochmals 
angehört werden. 
Datum der Eröffnung: 7. Oktober 2015 
Vernehmlassungsfrist: 29. Januar 2016 
Die Vernehmlassungsunterlagen sind elektronisch abrufbar unter: 
www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html 
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